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Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung . Badischer Staatsanzeige ?- = Organ verschiedener Beamten -Vereinigungen .
Ur. 35 Bezug : Erscheint jeden Mittwoch und kann einzeln für 10 Goldpfennig für jede Ausgabe , monatlichfür 60 GoldpfenÄig zuzüglich Porto , vom Verlage Karlsruhe i. D . .Karlfriedrichstraße 14. bezogen werden.

Die WeamteiGockscl ' ule
Ihre Bedeutung für Verwaltung und Beamtenschaft.

Bon Ministerialdirektor Dr . C . Falck,
Präsident des Bundesamtes für Heimatlvesen.

Entstanden ist der Gedanke der Schaffung der Beamtenhoch-
schulen in den letzten

' Kriegsjahren , der insbesondere bei den
vom Heere entlassenen Beamten das Bedürfnis nach einer be-
grifflichen Einführung in die in der Zwischenzeit ergangenen
Gesetze und Verwaltungsvorschriften sowie nach einer Auffri¬
schung der alten Kenntnisse immer dringlicher zutage getreten
ist . Auf Grund der in jene Zeit zurückreichenden Vorarbeiten
ist die Berliner Verwaltungs -Akademie im Sommer - Semester
, 919 m das Leben getreten . Auch in anderen größeren Städten
find gleichartige Beamtenhochschulen geschaffen worden, so die
Berwaltungs - Akademien in Königsberg, Hannover , Düsseldorf
und München und die Beamtenkademien in Dresden , und
Leipzig. Als jüngste derartige Anstalt ist dann im Herbst 1923
die Westfälische Beamtenhochschuleeröffnet worden, unter deren
Gründung sich der bekannte Universitätsprofessor und Reichs-
tagsabgeordnete Dr . Schreiber in hervorragendem Mäste ver-
dient nemacht hat . In anderen Städten , in denen bisher die
Möglichkeit zur Schaffung einer Beamtenhochschule nicht gege -
ben ist , sind Beamtenhochsckulkurse eingerichtet worden , so in
Breslau , Chemnitz , Halle lSaale ) , Magdeburg , Jena , Weimar ,
Brannschweig und Frankfurt (Main ) Auch in Danzig haben
die deutschen Beamten eine ähnliche Einrichtung ins Leben ge-
rufen .

Diese Beamtenhochschulen und Hochschulkurse haben sich zu
einer Arbeitsgemeinschaft Deutscher Beamtenhochschulen zu-
sammengeschlossen , deren Geschäfte von der Berliner Berwal -
tungs -Akademie geführt werden . Die Arbeitsgemeinschaft be-
Merift durch Aufstellung von Richtlinien einen gleichmäßigen
Ausbau der Lehrpläne , die Ordnung des Prüfungswesens und
vor Mein die einheitliche Führung aller gemeinsamen Angele-
genheiten . Die Anstalten sind von der Beamtenschaft selbst kraft
eigner Entschließung, aus eigner Tatkraft geschaffen worden.
Daher sind auch heute noch die Berufsverbände der Beanvten-
schaft, insbesondere die großen Bsamten °Spitzenorganisationen >

l die Träger dieser Einrichtungen .
Erst später haben sich das Reich , einzelne Länder und manche

großen Stadtgemeinden zu einer Unterstützung dieser segens-
reichen Anstalten entschlossen und sie durch Bereitstellung von
Mitteln sowie insbesondere durch Überlassung von Vortrag ?-
räumen gefördert . So hat sich denn der Ausbau dieser Beam -k tenhochschulen in durchaus gesunder Entwicklung planmäßig
vollzogen . Von großer , ja entscheidender Bedeutung für die

^
"Entwicklung ihrer sachlichen Lestiungsfähigkeit ist dabei der

, Umstand gewesen, daß es den Bamtenhochschulen meist gelun -
j gen ist, ig enge Verbindung mit den Universitäten und anderen

Hochschulen zu treten und hierbei die verständnisvolle Mitar -
beit und Unterstützung des Lehrkörpers der Universitäten zu

j finden . Aber auch Beamte aller Gruppen bis zu den höchsten
I Dienststellen hinauf , haben es für ihre Pflicht angesehen, ihre ,für die Beamtenfortbildung fo wertvollen Erfahrungen zurVerfügung zy stellen und so an der Ertüchtigung !. es Beamten -

körpers mitzuwirken.
Die Beamtenhochschulen haben sich die Fortbildung der Be-

amten auf wissenschaftlicher Grundlage zur Aufgabe gemacht.Sie erstreben eine planmäßige Schulung der Beamtenschaft
zwecks Erhöhung der sachlichen und fachlichen Leistungsfähig -
ke'it des einzelnen Beamten . Ihn wollen diese Hochschulen zuvielseitiger erweiterter Tätigkeit ausbilden und so zu selbstän-
diger Amtsführung befähigen . Daneben wollen diese Anstalten
die Beamtenschaft zur Wirtschaftlichkeit erziehen und so durch

I bessere Ausnutzung der Arbeitskräfte und durch Verfeinerungder Arbeitsformen die Arbeit der Behörden , insbesondere der
Wirtschaftsbetriebe des Reichs, der Länder und vor allem der
Gemeinden wirtschaftlicher gestalten . Dabei wird besondere
Aufmerksamkeit den neu auftretenden Bedürfnissen der Ver -
waltung gewidmet. Bei allen diesen Arbeiten ist naturgemäß
vorzugsweise an die fachlich vorgebildete Beamtenschaft der
mittleren Laufbahn gedacht . Es wird aber auch die fachwissen -
schaftliche Vertiefung des akademisch vorgebildeten Beamten an-
gestrebt. Die Lehrpläne sehen einen planmäßigen Aufbau vor,der in ftühestens sechs Semestern zum Abschluß der Studien
führt . Zu ihnen , die in der Regel neben der Berufsarbeit be-
trieben werden, wird jeder Beamte zugelassen, der sich auf eine
gute Allgemeinbildung und Berufserfahrung stützen kann . Ab -
gesehen von ordentlichen Lehrgängen bietet der Lehrplan der
einzelnen Beamtenhochschulen meist auch eine große Fülle an -
derer Stoffe , die auf das unmittelbar tagtägliche Bedürfnis
des einzelnen Beamten abgestellt ist und so nicht nur zu einer
Abrundung seiner Fortbildung , sondern vor allem zur Erfül -
lung unmittelbarer dringlicher Berufsbedürfnisse dient . Dabei
ist nickt außer Acht geblieben, daß für die außerhalb der Be-
aintenhochschulstädte wohnenden Beamten ein nicht minder gro-
ßes Fortbildungsbedürfnis besteht . Zu ihrer Förderung veran -
staltet die Berliner Verwaltungs - Akademie eine Reihe von Fe-
rienkursen für verschiedene Fachgruppen.

Die Beamtenhochschulen haben gerade in den heutigen Ta¬
gen eine besonders wichtige Aufgabe zu erfüllen . Der zur Ge-
sundung unserer Finanzen und zur Festigung unserer Wäh-
rung eingeleitete Umbau unserer gesamten öffentlichen Ver-
waltung , sowie der Abbau des Beamtenkörpers stellen die zah-
Unmäßig stark verminderte Beamtenschaft vor völlig neue und
schwierige Aufgaben . Es kann der Beamte sich nicht mehr mit
den auf der Universität erlangten Kenntnissen zufrieden ge-
den und mit dem wissenschaftlichen Rüstzeug jener Tage den

. Bedarf seiner amtlichen Tätigkeit bestreiten wollen. Ist doch das
I beste begriffliche Wissen , das in der Zeit vor dem Kriege oder
! im Weltkriege erworben worden ist, heute altes Eisen gewor-
- den . Denn fast täglich stürzen neue Gesetze und Verordnungen

alte Grundsätze, -die Jahrzehnte , ja ein Jahrhundert hindurch
Geltung gehabt haben und setzen neue Begriffe und neue Ge-
danken an ihre Stelle . Es sei hier nur auf die grundlegende
Umgestaltung des Strafverfahrens und des bürgerlichen Rechts-
streit? , auf die schwierigen wirtschaftlichen, rechtlichen und vec-
waltungstechnischen Streitfragen der dritten Steuernotverord -
>mng, auf das Tarif - und Schlichtungswesen, die Frage « der

Wohnungsgwangsbewirtschaftung , die Auswirkungen des
Vertrages von Versailles und des Sachverständigengutachten?
auf die Verselbständigung der Verkehrsverwaltungen , auf die
Entwicklung des Luftverkehrs, die Aufnahme des Radiodienstes
usw . hingewiesen.

So sehen wir, daß die Frage der Verminderung der Zahlder Beamten eine Frage der Hebung der Boamtenbildung iit.Der Abbau bedingt einen Aufbau der Leistungsfähigkeit der
gesamten Beamtenschaft. Denn sonst könnte es leicht kommen,daß der Bean,tenabbäu zwar zu Ersparnissen auf der einen
Seite des Haushaltsplanes durch Verminderung der Personal -
ausgaben führt , auf der anderen Seite abex eine schleppendeund ihren Aufgaben nicht gewachsene Verwaltung dem Staate
und dem gesamten privaten und wirtschaftlichen Leben, insbe -
sondere der Wirtschaft, schweren unheilbaren Schaden zufügt .

Mit Recht haben sich daher die Reichsregierung, sowie die Ne-
gierungen anderer Länder , insbesondere aber auch die Vettval -
tungen einiger Städte die Förderung der Beamtenhochschulbe-
wegung angelegen sein lassen . Das Reichsministerium des In -
nern als federführendes Ressort in den allgemeinen Fragen de?
Beamtenrechts, gewährt den Beamtenhochschulen einen größe¬ren Zuschuß. Die Leiter der beiden großen wirtschaftlichen Ver -
waltungen des Reichs , der Roichsverkehrsminister Oeser und
der Reichspostminister Dr . Höfle, welche schon seit langem !*en
Fragen der Beamtenaus - und Fortbildung ihre besondere Auf-
merksamkeit zugewandt, haben zu wiederholten Malen die Ber -
liner Verwaltungs - Akademie mit Veranstaltung von Sonder -
lehrgängen für einzelne Beamtengruppen beauftragt .

Große und wichtige Aufgaben sind es, die die Beamtenhoch-
schulen zu erfüllen haben. Daß sie bisher diesen Aufgaben ge-
recht geworden sind , beweist vor allem die große Bedeutung , die
das Ausland in neuerer Zeit diesen jüngsten deutschen Bil -
dungsanstalten schenkt. Mit steigender Anteilnahme verfolgennämlich zahlreiche ausländische Regierungen die Verwaltung ? -
schulung unserer Beamtenschaft. Das ergibt sich vor allem ausder steigenden Zahl ausländischer Beamten , die von ihven Re¬
gierungen auf deren Kosten zum Studium an die Berliner
Verwaltungs -Akademie abgeordnet sind . Möge die Arbeit der
Beamtenhochschulen weiter reiche Früchte tragen zum Bestenunserer Beamtenschaft und unserer öffentlichen Verwaltungund damit zum Wohle unseres gesamten Volkes .

In der Zeit vom 20. bis 25 . Oktober findet in der Berliner
Universität ein von der Verwaltungs -Akademie Berlin veran -
stalteter Ferienkursus statt und wird in der Zeit vom 25 . Ok¬
tober bis 1. November eine in Verbindung mit dem preußischen
Ministerium des Innern veranstaltete „polizeiwissenschaftliche
Woche" anschließt. Der Zweck dieser Kurse ist der, durch Vor-
träge in knapper, wissenschaftlicher Form einen Überblick überden neuesten Stand wichtiger gesetzlicher und Verwaltung ?-
maßnahmen zu bieten und durch deren Erläuterung auf gestei -
gerte Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung hinzuwirken . Dieerste Woche dient der allgemeinwissenschaftlichen, die zweiteder fachlichen Fortbildung .

Zugelassen wereden Beamte , die nach ihrer Vorbildung und
praktischen Bewährung die nötigen Kenntnisse besitzen , um den
Vorlesungen mit Nutzen folgen zu können. Die Kursgebühr fürbeide Wochen .beträgt 20 M ., für eine Woche allein 12 M . Jede
Woche kann besonders belegt werden. Anmeldungen und An-
fragen sind an das Sekretariat der Verwaltungs -Akademie,Berlin W. 8, Charlottenstraße 50/51 , zu. richten.

Für die verwaltungswissenschaftlicheWoche sind u . a . folgendeVorlesungen in Aussicht genommen .- Univ. -Prof . Dr . Jastrow :
Einführung in die Verwaltungswissenschaft: Univ.-Prof . Dr .
Hoetzsch : Staat und Beamtentum . Min .-Direkwr Dr . Brecht :
Verwaltungsreformen und Mitarbeit der Beamtenschaft anihnen . An Führungen werden erfolgen : Reichstag . DeutscheWerke in Spandau , Großfunkenstation.

Lehrerbildung
Dazu wird uns geschrieben :
Die Frage der Lehrerbildung stand in den letzten Wochen der

abgelaufenen Landtagsperiode wieder einmal zur Debatte . Ineiner 37 Seiten umfassenden Denkschrift de? Bad . Lehrerver -
eins wird nachdrücklich eine höhere Vorbildung der Lehrer ge-
fordert und begründet , ein Verlangen , da? in Anträgen der
sozialdemokratischen und demokratischen PaÄei Unterstützungfindet in der Richtung, als diese Parteien für die künftige
Volksschilllehrerbildung die höheren Lehvanstaliten und dem
viersemeftrigen Besuch einer Hochschule de? Landes vorsehen.

Im Haushaltsausschuß wurde in der Angelegenheit seiner -
zeit ein Antrag angenommen, die Regierung möge sich über
die finanzielle Wirkung der Vorschläge äußern . In Verfolgdieses Antrags gab das Staatsministerium bekannt, daß auSeiner Höherstufung der Volksschullehrer in Gruppe IX und X
sich auch Folgerungen für die übrigen Beamten der Staats -
Verwaltung ergäben und daß der Mehraufwand auf rund 21
Millionen Mark zu veranschlagen wäre .

Die Stellungnahme de? Landtags zu der vorliegenden Fragewar eine geteilte, weniger nach der Seite , daß eine Änderungoder Verbesserung der Vorbildung der Lehrer hintangohaltenwerden müsse, als mehr von dem Gesichtspunkt beherrscht, die
derzeitige Finanzlage stünde der Zustimmung zu Forderungen ,die weitere kaum tragbare Mehrbelastungen nach sich zögen,im Wege .

Es ist naheliegend, daß die antragstellenden Parteien aufihrer Anschauung in der strittigen Frage bestanden und daß
auch im Plenum von einem Vertreter der Sozialdemokratie die
Hochschulbildung als unerläßlich bezeichnet wurde , „ soll der
Lehrer ium wahren Kulturträger auch auf dem Lande drau¬
ßen werden" / ? ) Auf -der anderen Seite wurde darauf hinge-
wiesen, man müsse sich bei den Anträgen zur Lehrerbildungfragen , was pädagogisch dabei herauskomme und vor allem,welches die finanziell« Wirkung sein werde. Der Standpunkt :
„Der finanzielle Effekt kommt nicht in Frage " sei abzulehnen .Dem wird vielseits zugestimmt und zwar au? mancherleiGründen .

Es dürfte der gegenwärtige Augenblick für eine Forderung ,die letzten Endes auf Hebung des Stands ? der Lehrer hinaus -
läuft , nicht günstig liegen, wenn man bedenkt , in welchem Um-
fang die finanziellen Kräfte von Ländern und Gemeinden
ohnehin angespannt sind , angespannt sind, um auch nur der aus
den bestehende » Aufgaben sich ergebenden Verpflichtungen Herr

zu werden . Betrachtet man weiter die Ncitlage des Volkes im
Ganzen mit den gewaltigen Steuerlasten , der herrschendenKre-ditnot, dem Gespenst der Arbeitslosigkeit, des Stilliegens samancher Branchen und der über große Volkskreise hersinge-
brochenen Vermögensverwüstung nebst den aus der Annahme
des sachverständigen -Gutachtens sich fernerhin ergebenden Be-
lastungen unserer Wirtschaft, so wird man e? weder der Re-
gierung noch dem Landtag verübeln dürfen , wenn sie gegen-über der Zustimmung zu Anträgen , die neue Schuldverpflich-tungen über kurz oder lang in sich schließen , zur Vorsicht ra -ten.

Diese Mahnung durfte umsomehr auf allseitiges Gehör und
Verständnis rechnen , als es mit den berechneten Mehrbeträ -
gen in der Zukunft sein Bewenden nicht haben wird, als na-
mentlich auch aus den Kreisen der Beamtenschaft Forderungenähnlicher Art angemeldet werden und nicht leicht abzuweisensein dürften . Dazu kommt weiter die Rücksicht auf die allge-
meine Auffassung in den Kreisen des Volkes , die von der
zwingenden und dringlichen Notwendigkeit der Umstellung der
Lehrerbildung auf die Hochschule nicht durchgedrungen ist. Auchdarf die mit den erschwerten Ausbildungsverhältnissen des Leh -
rers künftig in Rechnung zu stellende Erscheinung des Lehre»-
mangels mit all ihren mißlichen Folgen nicht unbeachtet blei-ben, wabei nur daran erinnert sein mag, daß dann von einer
Auswahl der Tüchtigsten kaum die Rede sein kann , die Unter -
richtsverwaltung vielmehr sich in die Lage versetzt sehen wird ,auch die weniger Befähigten zu Erziehern „an dem kostbarenGut unserer Jugend " heranzubilden .
Von dieser Seite betrachtet dürfte der Beschluß des Landtag »,die Regierung um einen Gesetzentwurf über die Lehrerbildungin Anlehnung an die sür Preußen und Württemberg beabsich¬

tigte Regelung anzugehen und von den berechneten finanziellenWirkungen , die sich ergeben, wenn die Lehrerbildungsfrage im
Sinne der Denkschrift des Unterrichtsministeriums geregeltwürde , Kenntnis zu nehmen, die richtige Mitte zwischen den
Forderungen des Lehrerstandes und der Rücksichtnahme aus die
Allgemeinheit gefunden haben.

Gegen das K'
esoldungssperrgesetz

wendet sich eine Eingabe , die der Deutsche Städtetag , der
ReichsstLdtebund, der Deutsche Landgemeindetag und die Ge-
schäftSstelle der vereinigten Provinzen in jüngster Zeit an den
Reichstag gerichtet hat.

Darin wird betont, die Kommunalverwaltungen müßten
auch in ihrer Personalpolitik Bewegungsfreiheit haben, um
die richtigen Leute für die richtigen Aufgaben zu gewinneir.Die bindenden Normen, wie sie für die Reichs - unvl Staats -
Verwaltung ohne Schaden für die Dienstinteressen ertragen
weriden könnten, würden für die Gemeindeverwaltungen nicht
passen. Diese Umstände hätten es schon vor dem Kriege mit
sich gebracht, daß «das Besoldungsshstem der Kommunen sichdem der Reichs- und Staatsverwaltung im Großen und Gan -
zen angeschlossen habe , daß aber im einzelnen vielfach vonden Besolidungssätzen abgewichen und in den einzelnen Sdäd.ten verschieden, verfahren worden sei.

Die Erfahrungen mit dem Besöldungssperrqesetz sprächen
auch nicht für eine Beibehaltung . Die Nachprüfung der Be-
foldungsordnungen von rund 00 000 Gemeinden erweise sichimmer mehr als eine Leevlausiarbeit größten Stils , als ein«
Beschäftigung auf seiten der Staats - und Reichsbehöriden in
mindestens 3 Staatsinstanzen (RegierungpräsWent, Oberprä -
sident, Minister des Innern ) und 3 Reichsinstanzen (Finanz -
amt , Landesfinanzamt , Reichsfinanzministerium) , wozu un .ter Umständen noch das Landes- und «das Reichsschiedsgerichtkomme und wobei das Ergebnis in einem unerträglichen Miß-
Verhältnis zum Verwaltungsaufwand stehe.

Auch habe das Sperrgesetz eine sehr mißliche Rechtsunsicher «
beit im Gefolige . Nach der Auslegung , die es durch das Reichs-
schieidsgericht bisher erfahren hat , kann sowohl die Reichs -
wie die Landesregierung jederzeit und ohne jede Endfrist ge .
gen jede BesoldungSnorm Einspruch erheben . Kein Beamter
ist gewiß, ob nicht plötzlich gegen Einkommensregelung aufGrund einer nach seiner Meinung genehmigten und recht?-
gültigen BesciVdungSnorm Einspruch eingelegt und . ob er nichii
u . U , nachträglich ein darnach bezogenes Plus erstatten muß.Aus den dargelegten Gründen müsse es deshalb Aufgabeder Gesetzgebung sein, den mit item Sperrgesetz f . Zt . began¬
genen Schritt bald «wieder rückgängig zu machen .

Zur zweiten Juni - Vesoldungsregelnng
ist auf der Sitzung der Provinz - u . Landeskartelle am 12 . 7 . 1924,
anläßlich des rheinischenBeamtentages in Köln einstimmig sol-
gende Entschließung gefaßt Worden : „Die 2. Juniregelung der
Beamtenbesoldung hat den Beamten der Besoldungsgruppen
I bis VI eine trinkgeldartige Vermehrung ihrer Einkommen
gebracht, die von den Beteiligten mit dem größten Widerwillen
angenommen worden ist. Die durch die erste Junireg -lung
hervorgerufene Erregung deren Berechtigung auch der Re'chS -
tag anerkannt hat , ist hierdurch nicht vermindert, sondern nur
noch erheblich gesteigert worden . Um künftigen Befoldungs-
Neuregelungen den Charakter des Diktats zu nehmen, fordern
wir vom Reichstag, daß er in erster Linie die dem Reichsfi-.
nanzministerium erteilte Ermächtigung zur selbständigen Re-
gelung der Beamtenbezüge entzieht, weil es durch einseitige
und unsoziale Festsetzung der Beamtengehälter nach Ansicht der
Beamten diesem Vertrauensauftrag nicht gerecht geworden ist.
Von der Bundesleitung wird verlangt, daß sie möglichst bald
bei der Regierung und dem Reichstag einen Besoldungplan
erzielt , der einen gerechten und sozialen Aufbau der Gehältey
vorsieht und auch den mindestbezahltenBeamten das zum Leben
Nötige sichert ".

Der Deutsche Keamtenbund kür die An¬
nahme der Londoner Vereinbarung

Die Leitung des DiÖ .B . hat in ihrer außerordettKichen
Sitzung am Sonntag , 31. August, an der berufene Vertreter
der Beamtenschaft der besetzten Gebiete teilnahmen, zu de«
Londoner Verenckarung vom Standpunkte der Beamtenschaft
aus Stellung genommen und die folgende Entschließung ein«
stimmig gefaßt



"

- Die BnM 'sleitung deS -DlB .G . erkennt an , datz es der deut¬

scheil Delegation in London trotz größter WiderstSirde gelun¬

gen ist, die Mumunigssrage zu in Gegenstände der Konferenz .-

VerhaMungen zu machen . Sie spricht jedoch ihr
'

tiefstes Be¬

dauern darüber nuS , daß unter dem Drink der politischen La^ e

die sofortige Räumung >eS gesamterr Ruhrgebietes nicht er -

reicht werden konnte . Dieser Tatsache aber stehen Erfolge

gegenüber , die eine wesentliche Verbesserung des jetzigen Zu -

standes herbeisiihren und von so weittragender Bedeutung siii-d,
'iofj es unmöglich ersehsitrt , aar der Frag « der sofortigere Rai *.

iiruiig allein die Londoner Vereinbarung scheitern zu lassen .

Die Bundesleitung ist der Meinung , daß meirmnd in Deutsch¬
land die Verantwortung dafür übernehmen kann , wenn infolge
der Ablehnung Hunderte von Deutschen in belgischen und fran¬

zösischen Gesängnissen auf unabsehbare Zeit weiter schmach-

Je» müssen und vielen Tausenden van Ausgewiesenen die

Heimat verwehrt wird , den vertriebenen Beamten Amt und!

Wohnung versperrt bleiben . Fraglos bedeutet für die rhei¬

nisch- westfälische Bevölkeruiiq die An -nahme der Lereiwbarung
die Befreiung von ungeheurem Drujk , für die gesamte deutsche
Bevölkerung eine Entspannung der wirtschaftlichen und poli .

tischen Lage , während die Richtannahme katastrophale Folgen

für unsere Wirtschaft halben und das allgemeine E 'httos her¬
beiführen mühte . Trotz der ungeheuren , kaum tragbaren La -

sten die dem deutschen Volke auferlegt werden , trotz schwer¬
ster Bedenken hinsichtlich der dem Auslande ztlgestandenen
Kontrolle über innerdeutsche VerMtnisse , erwartet aus den
angeführten Gründen die Leitung

"des D .B .B , von der Volks -

Vertretung die Annahme der Londoner Vereinbarung . Sie
spricht dabei die Hoffnung aus . daß es der Re «chsregierung ge -

lingen . werde , die Rämnungsfrist abzukürzen , und daß sie .
ferner bestrebt sein wird , die aus der Vereinbarung -dem deüt .
schen Volke entsteheridert Lasten .in gerechter Weise zu verteilen .

Prämien für diensteifrige — Eisenbahnbeamte
Wie „Die Reichsbahrigewerfschaft

" meldet , haben Erhebun -

gen des Reichsverkehrö Ministeriums die Tatsache ergeben , daß
die Reichsbahn durch schlechte und unaufmerksame Arbeit der
Beamten und Angestellten in den Güterabteilungen jährlich
Hunderttausende von Golduiark verliert , da sehr ost nicht die
richtigen Gewichte >der .zu befördernden Güter festgestellt wer -
den . Ebenso hgt sich , namentlich im Nahverkehr , aus manchen
Strecken geradezu ein System herausgebildet , die Fahrgelder
zu ersparen . Um dieses Unwesen wirksam zu bekämpfen , hat

jetzt das MeichsfinanzminiskeriuM seine Genehmigung erteilt ,

daß in de» EisenbaHnzüzen das Fahrpersynal ständige un¬

vermutete Kontrollen der Fahrkarten vornimmt . Beanite , die -

feststellen , daß ein Reisender nicht im Besitz einer ordnungs -

mäßigen Karte ist oder durch gewisse Manipulatio >»« n über

das Ziel hinausführt und dann durch eine „Hintertür " dett

Bahnhof veÄäht , erhalten eine Prämie für jeden Fall der Fest -

stellung . Den Beamten wird jedoch ausdrücklich eingeschärft ,

daß dem Publikum gegenüber keine Härten anzuwenden find ,
und daß Fälle , in denen ein Reisender ohne die Absicht der

Selbstbereicherung gehandelt hat , nicht zur tatsächlichen Ver -

solgang gebracht werden . Beamte , die feststellen , daß . Güter

falsch dekariert oder falsch geWagen sind , erhalten eine Prämie
von 5 v. H . des nachzuzahlenden Betrages , während in den

Personenzügen Pvämien von 10 bis 15 b . H . des nachzulösen¬
den Betrages an den betreffenden Beamten gezahlt werden .

Die englischen nnd französischen Beamten
zum Dawesgntachten

„The Civilian " , das Organ der englischen Beamten , schreibt
am 19. Juli u . a . : Wir hoffen lebhaft , daß das Dawesgutach -

ten den europäischen Verhältnissen ein anderes Aussehen
geben wird , daß die Grundlagen zu einem wirklichen Frieden
nunmehr gelegt sind, daß der Handel endlich wieder aufleben ,
das unfreiwillige Nichtstun in vernünftige Grenzen zurück¬
gedrängt und die nationale und internationale Eintracht wie -
der zur Herrschaft gelangen wird , wenigstens wie in der Vor -

kriegszeit .

„La Tribüne du Fonctionnaire
"
, . die Zeitung der Beam -

tenschaft Frankreichs , schreibt in ihrer Nummer vom 2 . Aug .
dazu : „Auch wir hoffen , daß alles das eintrifft . Wir hoffen
es mit unseren englischen Kollegen ^ und wir dürfen wohl be-

haupten , mit den arbeitenden Bevölkerungen der ganzen Welt .
Wir alle wünschen einen dauerhaften Frieden zwischen allen
Völkern der Welt herrschen zu sehen ."

Nene Gehaltsregelung in Belgien
In Belgien wurde eine Kommission zur Regelung der Be -

züge der Beamten und Augestellten ernannt . Gleichzeitig hat
die Regierung , ohne den Bericht der Kommission abzuwarten ,
gewisse Änderungen verfügt , die nicht als Verbesserungen gel¬

ten . Die VerkehrSbeamten ^ feiu -schließlich der Beamten
Marineve 'rwälwng

'
j werden einer Art .Beförderung " teill ,

tig Hinsichtlich der Grundgehälter , sowie der gleitenden B-r.
mehrung ihrer Besoldung um 3« Prozent . Dagegen erhalte ?
sie keine Teuerungszulagen mehr und auch nicht mefir
zweiten Satz ihres „ 13. Monats " , dessen Bezahlung ifin , S
kürzlich zugesagt war . Tis bisherigen Auskünfte lassen not!
nicht erkennen , was am Ende bei diesen verschiedenen K,id»
rungen herauskommt {„ La Tribüne du Fonctionnaire

Fast 70000 Beamte in Österreich abgeba«
Bis Anfang August hat Osterreich 69 SIL seiner Beamter

in der letzten Zeit zumeist Beamte und Angestellte der Ŝ tn
desbahnen , abgebaut .

Aus der Gesetzgebung nnd Rechtsprechuvg
Artikel 159 der Verfassung deS Deutschen Reiches gewähr !«!
stet auch die Freiheit , den Beitritt zu einer Wirtschaft ! ,^ ,

Bereinigung abzulehnen .

Die Reichsverfassung (Artikel 159 ) gewährleistet für jeder
mann die Freiheit , sich zur Wahrung und Förderung der %
beits - und Wirtschaftsbedingungen zu vereinigen . Selbst »«^
ständlich schließt diese Freiheit in sich , daß jeder bestimme«-

darf , mit wem er sich vereinigen will , welchem Verband er
beitreten will , und ob er sich überhaupt vereinigen , überhaup
einer .Organisation anschließen will . Denn sonst wäre da ;
keine Freiheit mehr, sondern ein VereinsWang . Die Reich«

Verfassung erklärt aber alle Abreden und Maßnahmen , welch,
die Freiheit auf diesem Gebiete einzuschränken oder zu för
dern suchen, für rechtswidrig .

Es mag zwar nicht rechtswidrig fein , wenn einzelne ode .
Organisationen und deren Organe auf Arbeiter einzuwirkn
suchen , daß sie der Organisation beitreten . Keinesfalls dar
das aber mit Mitteln geschehen , die einen so starken Zwan ,
ausüben , daß sie die Freiheit in der Entschließung über dn
Anschluß ausheben . Es dürfen dabei jedenfalls nicht Mitte
angewendet werden , die an sich gegen die guten Sitten der
stoßen , es dürfen dabei nicht Nachteile zugefügt werden , di
die wirtschaftliche Vernichtung herbeiführen oder in keinen
Verhältnis zu dem erstrebten Vorteil stehen iRGZ . Bd . lO'

S . 130 ) . (Urteil des Gemeinschaftlichen Thüringischen Ober
landesgerichts in Jena , 3. Zivilsenat , voin 6 . November 192"

— ReichSarbeitsblatt 1924 Nr . 10 amtlicher Teil S . 184.)

Wzs der lernte für Familie u . Haushalt .benötigt
Aretz & Cie .

Inhaber : JI . SFackSer

KaiserstraBe £ !S TeSephon 2ä9

Speziaihaus in Gummiwaren und Unoleum
Cummischithe , Herren - und Dämen - GsiiMmi -
EftänSe '

j WachRtuehi Tischdecken , {Läufer ,
Waüäschor . ePi linoieuni , Stückware , Teppiche

und Läufer , Gummi - Spielwaren ESO08

Möbel Speisezimmer *
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen CA .310
einzelne Möbelstücke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

iaier Wein he
Karlsruhe ZahlungserteicJiterung .

tsner
Kronenstr . 32

ts -i

AretzACie .
KaiserstraBe 215

Inhaber : A . Fa &fcflsi *

Telephon 219

Abteilung 1 : Sämtliche Guinmiwaren und Krankenpflegeartikel ,
Gummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Herrenbed .

Abteilung II : Technische Guirimi - und Asbestwaren , Treib -

riemsnlacer und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .

Großverkauf . Kieinverkauf .

Speziaihaus in ©91.325
Herren- u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel
Willi » Braunag © !
Herrenstr . 7 Herrenstr . 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

Färberei u . ehem . Waschanstalt

D . LaschTelefon
1953

Telefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Prompte Bedienung : Mäßige Preise
©21323

Von Dr . BERNHARD BRANDT

Mit 2 Karten und z Tafeln . Preis Z.? <? G .-M.

„Die Arbeit , ist als guter Beitrag zur Geschichte des südlichen

Schwarzwaldes zu begrüßen ." (Eetermanns Geogr . Mitteilg .)

Verlag G. Braun in Karlsruhe , Karlfriedriclistr . 14

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden

(a . BRRüN : ; KARLSRUHE
Vormals G. Braunsche hofbuchdruckerei und Verlag

Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiten

für staatliche und städtische Behörden

■ I -x fUr Polizei - u. Gemeindebeamte , Feuerwehrkorps ,
UniTOrmen Zoll- u . Flnanzbeamte, Eisen - u . StraSanbahner,
— Feld -u.Waldhüler , sowie Berufskleidungen jed .Art

Albert Hilbert , G . m . b . H „ Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

W Filiale : Ludwigshafen a . Rhein , Bismarckstraßa 40 .

GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE i . B .

Liststr . 6 Tel . 443

Glocken - und Metallgiesserei
Eisen - und Tempergiessprei

Die zfreilichtspiele in Kreisacd a . IRb .
Von Oberregierungsrat Emele , Karlsruhe i . B .

Ter Zukall fuhrt mich in die Kunslspalte ; den -i ich bin kein
Kunstfr -lifer . Ich h > be nur Freude am Schönen , und das allein

ievcchiiüt noch fctjtcsh .ua ? ^ur Kunstkritik . Ter Zufall war es

auch
^

der mich anläßlich einer sozialpolitischen Tagung nach
Beeisach führte , dem lieblichen Kaiserstuhlstädtchen . Während
einer Verhai d >ungsatempaus « folgte man der Einladung des

Bürgermeisters und nahm den Weg zu dem Freilichtspiele „ Pe -
jer von Hugenkgch "

, das von den Einwohnern Breisachs all '

sonntäglich während ides Sommers ausgeführt wird .
Je inehr man dem Stadtinnern zukam , desto mehr hatte sich

das Städtebild gegenüber dem Alltag geändert .
~Aus all den

alten ehrwürdig » , kleinen Fachwerkshäuschen , die sich wie eine

Perlenkette um den Münsterplatz herumschmiegen , kamen Men -

schen heraus in der Tracht Hans Sachsens , Männlein und
Weib ' e !n , Junafräulein und Jünglinge , Mädchen und Buben .
Welch farbenprächtiges Bild in altem , echtem Rahmen ? Wäre
mmt ni -f>t selbst durch sein stilloses N,euzeitgewand an die
Wirklichkeit erinnert worden , so halte man -gsich restlos in die
^ eit vor vierhundert Jabren zurückversetzen können . Je höher
man stieg, je en^ er der Weg , desto farbenreicher das Bild .

Oben , auf b»m Berge , der von emer uralten Lind « beschat -

tete N^ünfterplatz . Rechts das alte , ehrwürdige Münster , links
das Psarr - und

'
Rathaus , dahinter der gesegnete Kaiserstuhl

und darüber Goites blauer Himmel . Das ist der Schauplatz
beS Spieles , über dem Frau Sonne die goldenste Bühnenbe -

leuchtutrg strahlen läßt . Oh , ihr kahlen Männerköpfe , enthaltet
Ihr soviel Begeisterung , trotzdem den Nachmittag auszuhalten ?
Ein Schlauer findet die Lösung . Er nimmt sein sauberes -

SonntagSfazinnetlein , macht vier Knoten daran und stülpt es
ü .ber den kahlen Schädel . Der Kluqe und Mutige findet feine
Epigonen . Bald sitzen alle Barhäuptigen ebenso da , strecken die

Hälse ohne Gefahr , da jetzt kein Ruf „Hut ab " sie beheklisten
kann , und äugen noch dem Schauplatz , wo Herolde den Beginn
ie ? Stückes ankündigen .

Dgs Stück , verfaßt von einem Freiburger Herrn , bebandelt
- einen Abschnitt aus Breisachs . bewegter Vergangenheit . Der

Verfasser versteht das Volksempfinden zu fesseln . Die Tnaenv
wird gefährdet , sehr ernstlich gefährdet , dann etwas Raub ,
Mord und dergleichen , sodann verhilft eine Mtorganisierte
KolkSemvöruna der Tuaend mm Siea . wobei sich auck die ae-

ineindliche Selbstverwaltung gur bewährt . Das alles ist in

einfacher , leichtverständlicher , teilweise humorvoller Liniensuh -

rung mit guter geschichtlicher Anlehnung Msammengesaßt . Man
tä -usche sich nicht darüber , dah das gefühlsmäßig « Bedürfnis
des Volkes für Geschichte viel , viel größer ist , als die Führer
oft zugeben wollen .

Nach den ersten Worten , die vom Schauplatz kommen , welch
freudige ltberrafchung ! Das Stück wird vorwiegend in der
Sprache Hebels und Burtes gesprochen .

„ Hochdütsch, sell sin gsägti Bretter ,
D 'Mundart iisch e Wald im Saft ."

Der Weg zum Herzen der Zuschauer , die im wesentlichen
aus der enneren und weiteren Umgebung ('bis Basel ) entstam -
men , ist offen .

38 Svreckrollen enthält das Stück . Da diese Zeilen keine
Kunstkritik abgeben wollen , beschränke ich mich auf diejenigen

ngemüt b '

Der Peter von Hagenbach ist ein ganz verteufelter Wüterich .
Rollen , die auf mein Laiengemüt besonderen Eindruck machten .

Alle Zuschauer atmen auf , als er unter dem Läujten des Arm -

sünderg ' öckleins einen Kops kürzer gemacht wird und stellen
mit uinso größerer . Herzlichkeit am Spielende fest , daß diese
Prozedur ohne gesundheitliche Nachteile für den Delinquenten
ausgeführt wurde .

Seine Gegenspielerin „
's Irmgard " — in dieser Gegend

fangen alle Frauennamen mit 's an — hat eine Ophelia -Rolle
wiederzugeben , was ihr mit höchster Vollendung auch gelingt
und zwar so eindrucksvoll , daß ein Berhandlungsteilnehiner milt
dem weichen oberbadischen Herzen meinte : „Z 'wege dere hau
i so g

'hnfet .
"

Der Dritte mit nachhaltigem Eindruck ist ein Lustiges : „Das
Küferli "

. eine Falstaff - Figur , die man sich prächtiger nicht vor -

stellen kann . Wie freut sich doch alles , wenn er über den
Schauplatz trottet , uder Politik treibt oder dem Weine ein Lob -
lieb singt ! Hoffen/klich entdeckt ihn kein Theatermtendant . Er ist
nicht nur unersetzbar sür die Freilichtspiele , sondern auch für
seinen eigenen guten Weinkeller , den er sich für sein profanes
Leben beigelegt bat . wovon man sich in seinem Gasthaus täg -
lieb überzeuaen kann.

Dann inuß ich noch «rwähneit den Pater : Emerentius . „Das ist
doch wM ein Berussschauspieler

"
, meinte ich zu meinem einher -

mischen Zufälligkeitsnachbar gewandt , „denn solch ein vorneh -
mes Sprechen , solche Würde im Wortklang , in Minne -imd
Gebärde , erfordert fachmännische Schule und jahvÄang »

Übung .
"

„ Nein , das ist ein tüchtiger Schuhmachermeister Brei-

sachs "
, ist die Antwort .

Es wäre noch manch Vortreffliches an Einzelleistungen z>

nennen doch will ich mich beschränken und : >ur noch die aii&

gezeichneten Massenbewegungen erwähnen , die ohne hörbar»

Verwendung von „ Rhabarber " oder ähnlichen Thsatergewächs «

sehr eindrucksvoll sind ; das Demonstrieren liegt scheints in

Blute . j
Gerade die Tatsache , daß jede berussinäßige Schauspieler »

kirnst fehlte , machte auf mich den größten und nachhaltigsten
Eindruck . Alle 300 Mitwirkende stehen ininAten des ErwerbS-

lebsits , und zwar dort , wo man um sein Brot täglich arbeitet

muß , wenn man es nicht verlieren oder hohe Familienpflichten !

ernstlich gefährden will . So rearen unter den 58 Hauptdarstel¬
lern Ehefrauen 6, Handwerker 14 , Arbeiter 4 , ohne Berus 7

Staalts - oder Gemeindebeamte 12, Kaufleute 6 , Angestellte 6

.Schüler 3
Bei den Handwerkern sind u . a . vertreten : Schuhmacher

Gärtner , Sattler , Metzger , Mechaniker , Installateure . W

kommen noch an die 250 sonstige Mitwirkende aus allen

russkreisen Breisachs . Nimmt man an , jeder Mitwirieno >

stamme aus einer anderen Familie Breiscrchs — eine Anmwme

die wobl nur wenige Ausnahmen fordert — und verg ^ M Dl^
mit die Einwohnerzahl Breisachs , etwa 3200 / so wird man au

ohne genau - re statistische Erbebungsn nicht wesentlich Te J
_ ' V. ' ' . . i . i Si. c. »1, \ u « a « » S« r Brel -

| ttlV f ' V Wlljvv | v-l*WMV " **v-4vvi VV* *v- 1̂ **

Sie stützen es freiwillig und ohne jeden persönlichen « er

Dazu gehört menschlich ein großes Stuck SelbstlosigWt - c

alle Freizeit muß man wochenlang opfern . Dazu gehört

auch ein großes Stück Gemeinschaftssinn und Liebe zur ^
nmtlichen Scholle , die hier spontan den Alltagsgegei '/atz

gerade In kleinen Städten und Städtchen oft am wide '. l^?. ^
ausgewachsen ist — iibecwckckt und der Vevölker, ! » '' f ' » " ^
Wohnereinheit ein Zusaminengohörigkeitsgesühl gibt , hera >

wachsen au ? gemeinsamem großen Erleben der Vergange

durch die Gegenwart in die Zukunft : dazu schwingen ^ ff*

tiche der Kunst über Zuschauer und Darsteller . ^ - vj,
Hierin liegt meines Erachtens der riefe Wert . e<r ou

Bevölkei unq getragenen Spiele ^
Die Breisacher haben ein weiteres gutes Vorbild »>•

das zu sehen eine Freude ist .
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